
Organisator und alle Beteiligten als Gruppentäter ge­
mäß § 165 Abs. 2 StGB verurteilt. Der Organisator der 
Gruppe muß dabei nicht identisch sein mit der Person, 
die die Subjekteigenschaft gemäß § 165 StGB besitzt. 
Organisator kann auch ein anderes Mitglied der Gruppe 
sein.

Untreue zum Nachteil sozialistischen Eigentums 
(§ 161 a StGB)

Mit dem neu geschaffenen Tatbestand des § 161 a StGB 
wird der Schutz des sozialistischen Eigentums verstärkt, 
weil auf Veränderungen der Formen der Kriminalität 
zum Nachteil des sozialistischen Eigentums differenzier­
ter reagiert werden kann. Nach dieser Strafrechtsnorm 
werden insbesondere solche Täter bestraft, die die ihnen 
eingeräumten Rechte und Pflichten, über sozialistisches 
Eigentum zu verfügen oder es zu verwalten, zur Erlan­
gung von unberechtigten Vermögensvorteilen mißbrau­
chen. Damit werden spezifische Formen von Angriffen 
auf sozialistisches Eigentum erfaßt, durch die sich ein 
bestimmter Personenkreis persönlich bereichern- will. 
Für derartige Handlungen wird eine spezielle strafrecht­
liche Verantwortlichkeit begründet, aber grundsätzlich 
die strafrechtliche Verantwortlichkeit im Bereich der 
Volkswirtschaft nicht erweitert. Mit dem Tatbestand 
des § 161 a StGB wird es künftig besser möglich sein, 
Straftaten, die bisher unter § 165 StGB subsumiert wur­
den, in ihrer eigentlichen Zielrichtung jedoch Eigen­
tumsdelikte darstellten, als Untreue zu charakterisie­
ren und damit den materiellen Gehalt der Straftat 
deutlicher zu machen.
Die nach § 161 a StGB als Täter erfaßten Personen müs­
sen auf Grund eines bestimmten Rechtsverhältnisses in 
bezug auf das sozialistische Eigentum bestimmte Auf­
gaben besitzen, ohne jedoch eine besondere Vertrauens­
stellung mit einer entsprechenden Entscheidungsbefug­
nis innezuhaben. Objektiv setzt strafrechtliche Verant­
wortlichkeit nach § 161 a StGB voraus, daß der Täter 
die Befugnis hat, über sozialistisches Eigentum zu ver­
fügen oder es zu verwalten oder in sonstiger Weise 
Vermögensinteressen aus sozialistischem Eigentum 
wahrzunehmen.
Auf Grund einer Ermächtigung durch Rechtsvorschrift, 
Statut, Auftrag oder Vertrag (z. B. Arbeitsvertrag) muß 
der Täter solche Befugnisse haben, die ihn berechtigen, 
selbständig und eigenverantwortlich über sozialistisches 
Eigentum in einem bestimmten Umfang zu verfügen 
oder es zu verwalten. Während mit dem Begriff „ver­
walten“ z. B. die Befugnis eines Material- oder Lager­
verwalters charakterisiert wird, wird vom Tatbestands­
merkmal „in sonstiger Weise Vermögensinteressen des 
sozialistischen Eigentums wahmehmen“ z. B. ein Mate­
rialwirtschaftler erfaßt, der seine Befugnisse bei der 
Materialbeschaffung zur persönlichen Bereicherung bzw. 
zur Bereicherung anderer mißbraucht.
Der Inhalt dieser Befugnisse wird durch die bestehen­
den Rechtsverhältnisse genau bestimmt. Dabei ist die 
jeweils ausgeübte Tätigkeit die entscheidende Grund­
lage für die Prüfung der Befugnisse.
Dem von § 161 a StGB erfaßten Personenkreis (z. B. be­
stimmte Lagerverwalter, Materialwirtschaftler, Ver­
kaufsstellenleiter, Verkaufs- bzw. Gaststättenkräfte mit 
eigenem Haftungsbereich u. ä.) obliegt das Recht und 
die Pflicht, eigenverantwortlich nur in dem mit ihnen 
vereinbarten Umfang Handlungen in bezug auf das 
sozialistische Eigentum vorzunehmen. Daher können 
auch Handlungen von Personen strafrechtlich erfaßt 
werden, die keine Vertrauensstellung mit Verfügungs­
oder Entscheidungsbefugnissen besitzen (z. B. Gutachter 
im Zusammenhang mit wirtschaftlichen Entscheidun­
gen). Oftmals besteht in diesen Fällen auch kein schrift-

Aus dem Alltag
des Rechtsstaats der Monopole

Die Gemeinde St. Ilgen 
und der Staatsgerichtshof
Die Einwohner vieler Ortschaften in der BRD sind ver­
ärgert. Sie fühlen sich — so berichtete die „Frankfurter 
Allgemeine Zeitung“ am 2. Mai 1975 — von der sog. Ge­
bietsreform, die kleine Gemeinden administrativ zusam­
menlegt, regelrecht „verschaukelt". Da werden Tausende 
kommunale Mandate aufgehoben und langjährige ört­
liche Initiativen zunichte gemacht. Auch sonst lösen die 
bürokratisch gehandhabten Fusionen mancherlei Verdruß 
bei den betroffenen Bürgern aus.
Nicht wenige der benachteiligten Gemeinden rufen des­
halb die Verfassungsgerichte an. Sie tun dies in der Er­
wartung, ihren legitimen Interessen Gehör und Geltung 
verschaffen zu können. Allein beim baden-württembergi­
schen Staatsgerichtshof sind beispielsweise sechzig Nor- 
menkontrollverfahren gegen Gemeindezusammenschlüsse 
in die Wege geleitet worden.
In welcher Lage sich die klagenden Gemeinwesen gegen­
über den Hütern der Verfassung allerdings tatsächlich be­
finden, hat die „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ bemer­
kenswert freimütig mit der Feststellung umschrieben, daß 
sich bei solchen Verfahren in der Regel obrigkeitliche Büro­
kratie und Justiz innig in den Armen liegen. Mit anderen 
Worten: Die Chance der Kommunen, daß ihnen Gerechtig­
keit widerfährt, ist von vornherein gering.
Auf eine besonders makabre Weise mußte unlängst die 
Heidelberger Vorortgemeinde St. Ilgen diese bittere Erfah­
rung machen. Als Bürgermeister Ehrbar nämlich das Anlie­
gen seiner Gemeindemitglieder vor dem baden-württember­
gischen Staatsgerichtshof zur Sprache bringen wollte, hiel­
ten es einige Richter für angemessen, sich dem Schlaf hin­
zugeben. Gewichtige Einwände gegen die Entscheidung der 
Obrigkeit verhallten ungehört in der Tiefe des Verhand­
lungssaales. „Aus langer Erfahrung weiß ich, daß einzelne 
Richter zuweilen mit geschlossenen Augenlidern bei den 
Zuhörern den Eindruck erwecken, als ob sie schliefen, ohne 
daß dies tatsächlich der Fall ist“, versuchte der Präsident 
des Staatsgerichtshofs den llgener Stadtvater zu beschwich­
tigen. Bürgermeister Ehrbar gab sich mit dieser fadenschei­
nigen Erklärung freilich nicht zufrieden. Er bestand darauf 
zuzugeben, „daß bei durchweg allen Verfahren einige der 
Herren Richter zeitweilig geschlafen haben und oftmals 
durch benachbarte Kollegen geweckt werden mußten".
In die Enge getrieben, ließ nun der Chef der Verfassungs­
hüter höchstrichterlich verlauten: „Selbst wenn ein Richter 
eingeschlafen sein sollte, so könnte dieser Umstand mit 
Sicherheit keinen entscheidenden Einfluß auf die Urteils­
findung gehabt haben.“ Sprachs und besiegelte den kom­
munalen Tod der Gemeinde St. Ilgen.
Prof. Dr. Uhle, Rechtsvertreter zahlreicher Gemeinden vor 
dem Verfassungsgericht in Baden-Württemberg, hielt es 
angesichts dieser juristischen Weisheit für aussichtslos, das 
Urteil wegen des eingestandenen Richterschlafes anzu­
fechten. Die St. llgener werden mit ihren Sorgen allein fer­
tig werden müssen.
Die schon zitierte „Frankfurter Allgemeine Zeitung“ be­
schränkte sich darauf, über den Hergang der Dinge ver­
gnüglich zu referieren. Diese Gerechtigkeits-Lektion bedarf 
allerdings wahrlich keines Kommentars. Die St. llgener Bür­
ger — und die Einwohner vieler anderer Gemeinden — wer­
den sich ohnehin ihren eigenen Vers zu diesem Thema 
machen.

Ha. Lei.
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